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l	 Deutschland und Europa befinden sich 
in einem globalen System- und Standort-
wettbewerb.

l	 Geopolitische Krisen haben einen starken 
Einfluss auf Wertschöpfungsketten  
und die Notwendigkeit, wirtschaftliche 
Souveränität zu stärken.

l	Wirtschaftliche Abhängigkeiten können 
zu politischen werden. Wichtige Handels
partner können gleichzeitig sicherheits-
politische und moralische Konflikte 
aufwerfen.

l	 Der Dialog zwischen Politik und Wirt-
schaft zu nationalen Sicherheits- und Wirt
schaftsinteressen muss gestärkt werden. 
Zudem kann eine Corporate (Geo)Political 
Responsibility Unternehmen und Stake-
holdern Orientierung bieten.
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1. Ausgangslage
Im aktuellen geopolitischen und makroökonomischen Umfeld befinden 
sich Deutschland und Europa in einem globalen, politischen und wirt-
schaftlichen System- und Standortwettbewerb, in dem es gilt, strategisch 
sinnvolle Partnerschaften aufzubauen, einseitige Abhängigkeiten zu redu-
zieren und die eigene Handlungsfähigkeit zu stärken. 

Ausgangspunkt unserer Überlegungen zum Umgang mit diesen He-
rausforderungen und die zentrale Perspektive dieses Papiers ist, dass 
Unternehmen „politischer“ werden müssen – auch jenseits von Fragen 
der Sozial-, Gesellschafts- oder Nachhaltigkeitspolitik, die bereits feste 
Bestandteile von vielen Unternehmensstrategien sind. Vielmehr geht es 
um eine vorausschauende Corporate Political Responsibility, die eine 
umfassende und kontinuierliche (geo-)politische Risikoanalyse und die 
Entwicklung einer klaren Haltung auf der Grundlage von Unterneh-
menswerten, Sicherheitsinteressen, der Reduktion von Abhängigkeiten 
und der Stärkung von wirtschaftlicher Souveränität als Teil der Unter-
nehmensstrategie begreift. Nur wenn Unternehmen politische Akteure 
sind, die mit strategischer Weitsicht agieren, wird es im Schulterschluss 
mit der Politik gelingen, die Wettbewerbsfähigkeit und den Wohlstand 
Europas und Deutschlands langfristig zu gestalten und zu sichern. Dazu 
können die Unternehmen klare Handlungsempfehlungen an die Politik 
formulieren und vor dem Hintergrund der aktuellen Marktlage ihre He-
rausforderungen und Bedarfe deutlich machen.

Disclaimer: 
Die Autor:innen dieses Impulspapiers sind sich darüber im Kla-
ren, dass es eine Vielzahl weiterer relevanter Themenfelder im 
Rahmen geopolitischer Herausforderungen gibt, so zum Beispiel 
Flucht, Migration und Asyl, die bestehende globale Ungerechtig-
keit oder auch die Klimakrise. Die Auswahl der hier präsentierten 
Aspekte soll keine Wertung im Hinblick auf die zuvor genannten, 
ebenso präsenten Themenfelder sein, sondern ist dem begrenzten 
Rahmen des Fokuspapiers geschuldet. 

Warum ist es gerade jetzt wichtig, dass Unternehmen und Politik sich 
gemeinsam neu aufstellen? Besonders in den Bereichen Energie, Finanz-
markt und Digitalwirtschaft haben sich in den letzten Jahren aus unter-
schiedlichen Gründen enorme Transformationsbewegungen vollzogen 
und tun dies immer noch mit hoher Geschwindigkeit. Im weiteren Ver-
lauf des Papers wollen wir daher exemplarisch näher auf diese Bereiche 
eingehen und beleuchten, wie eine verantwortungsvollere Rolle von Un-
ternehmen in der derzeitigen geopolitischen Lage aussehen kann. 

Nicht zuletzt durch den russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine 
haben Geopolitik und Geoökonomie eine noch größere Bedeutung für 
die Wirtschaft europäischer Staaten und global tätige Unternehmen mit 
Standort in Europa und Deutschland bekommen. Dies unterstreicht die 
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Notwendigkeit, die geopolitische Dimension unternehmerischen Han-
delns, ihre Auswirkungen auf Wirtschaft und Gesellschaft und die un-
ternehmerische Verantwortung in dieser neuen geopolitischen Realität 
dauerhaft und tief in den Unternehmen zu verankern. Dabei ist es wich-
tig, wo im Unternehmen die geopolitische Kompetenz angesiedelt ist: 
Sie sollte auf Führungsebene abgebildet sein oder zumindest direkten 
Zugang zu dieser haben, um Einfluss auf wichtige strategische Entschei-
dungen nehmen zu können.

Geopolitische Konflikte spielen dabei eine zentrale Rolle und sorgen 
dafür, dass Handelsbeziehungen hinterfragt werden und es zu einer Ver-
änderung des makroökonomischen Umfelds kommt. So können bestimm-
te Staaten etwa gleichzeitig zu den wichtigsten Handelspartnern Europas 
und zu (potenziellen) sicherheitspolitischen Bedrohungen gezählt werden. 
Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine hat die deutsche energie- 
und sicherheitspolitische Vulnerabilität offen zutage gebracht. Nur unter 
hohen Kosten war es möglich, die Abhängigkeit von russischem Gas und 
Öl in kürzester Zeit zu reduzieren. Die enorme Abhängigkeit der deut-
schen Automobilindustrie von China im Bereich Batterien und Brenn-
stoffzellen für Elektromobilität hätte noch massivere Konsequenzen als 
ohnehin schon, wenn es zu einer militärischen Auseinandersetzung um 
Taiwan kommen sollte und die EU und Deutschland sich gezwungen sehen, 
Sanktionen gegen China zu erlassen. Gleiches gilt für die europäische Ab-
hängigkeit von Halbleitern für die grüne Transformation der Wirtschaft. 

Lange Zeit haben deutsche und europäische Unternehmen aufgrund 
der zunehmenden Globalisierung von der Auslagerung von Produktion 
und Dienstleistungen profitiert. Gleichzeitig stellt uns der zunehmen-
de Macht- und Gestaltungsanspruch einiger Handelspartner vor eine 
multidimensionale Herausforderung im Hinblick auf Wirtschaft, Politik 
und Gesellschaft: Zwar bilden die aktuellen Handelsbeziehungen mit die 
Grundlage für den aktuellen europäischen Wohlstand und können ange-
sichts der bestehenden Interdependenzen nur mit großem Aufwand und 
verbunden mit hohen Kosten reduziert werden. Jedoch können Staaten 

– wie im Falle Russlands – eine Bedrohung für die europäische Sicher-
heit und Energieversorgung darstellen. Gewisse Handelspartner miss-
achten aber auch universelle Werte und Grundrechte. Wenn Produkte 
oder Komponenten unter Zwangs- oder Kinderarbeit hergestellt werden, 
Menschen für den Anbau von landwirtschaftlichen Produkten vertrieben 
oder Frauen und Minderheiten in einem autoritären Regime systematisch 
ausgegrenzt und unterdrückt werden, tragen auch dort tätige Unterneh-
men eine Verantwortung dafür, unsere gemeinsamen Werte der liberalen 
Demokratie – denen sich die Unternehmen in ihren eigenen Unterneh-
menswerten meist selbst verpflichtet fühlen – nicht durch ihr Handeln 
zu konterkarieren (siehe dazu das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz, in 
Kraft getreten am 01. Januar 2023). Wie sich Deutschland und die Europä-
ische Gemeinschaft (EU) in diesem Spannungsfeld positionieren können, 
muss sorgfältig abgewogen werden.4



Neben dem Krieg in der Ukraine und im Nahen Osten und dem sich wei-
ter verschärfenden Handelskonflikt zwischen Washington und Peking tun 
sich weitere Konflikte und Unwägbarkeiten auf: Zunehmende Spannun-
gen in der Straße von Taiwan, der Aufstieg der Schwellenländer und die 
zunehmende Ausweitung alternativer multilateraler Foren wie BRICS, 
mangelnde Kontrollmöglichkeiten der eigenen Jurisdiktion über sys-
temrelevante Finanzströme und Währungssysteme sowie der Wettlauf 
um Rohstoffe für die grüne industrielle Revolution und die Schatten 
der US-amerikanischen Präsidentschaftswahl 2024 sind Effekte, die die 
aktuelle geopolitische Situation bestimmen und beeinflussen (werden). 
Diese bleibt aus Sicht deutscher und europäischer Unternehmen hoch-
dynamisch und mit viel Planungsunsicherheit verbunden. 

Vor diesem Hintergrund müssen die wirtschaftliche Souveränität 
und die Resilienz Deutschlands und der EU gestärkt werden. Dabei gilt 
es, die wirtschaftliche Realität deutscher Unternehmen zu beachten. Die-
se ist so komplex, dass sie an dieser Stelle nicht vollumfänglich dargestellt 
werden kann, sondern nur wenige illustrative Beispiele mit Bezug auf die 
drei Schwerpunkte dieses Papers – Energiepolitik, Digitalwirtschaftspo-
litik und Finanzpolitik – genannt werden können: 
�� Es besteht eine enge Verflechtung des europäischen Finanzsystems mit 

dem angelsächsischen Finanzsystem (Fremerey und Iglesias 2022: 26). 
Laut aktuellem „Global Financial Centres Index“ steht New York an ers-
ter, London an zweiter und Singapur an dritter Stelle der Wettbewerbs-
fähigkeit von Finanzzentren, während EU-Finanzzentren nur weit 
abgeschlagen im Ranking auftauchen (Long Finance Initiative 2023). 

�� China war im Jahr 2022 erneut Deutschlands wichtigster Handels-
partner. Auf den Rängen zwei und drei befanden sich die Vereinigten 
Staaten mit einem Warenverkehr in Höhe von 248,5 Milliarden Euro 
und die Niederlande mit einem Außenhandelsumsatz von 230,1 Mil-
liarden Euro (Statistisches Bundesamt o. J.).

�� China hat eine herausragende Bedeutung für die Bereiche Nachhal-
tigkeit und Energiewende und ist beispielsweise ein bedeutender 
Hersteller von Batterien für E-Autos (Chang und Bradsher 2023). Bei 
essenziellen Rohstoffen für die Elektromobilität kontrolliert China 
signifikante Anteile der weltweiten Lithium-Versorgung und inves-
tiert Milliarden in Ländern Lateinamerikas und Afrikas, um sich wei-
tere Vorkommen zu sichern (dpa 2023).  

�� Aber auch umgekehrt besteht eine wirtschaftliche Abhängigkeit Chinas 
vom Westen: Der Anteil des Westens an chinesischen Warenimporten 
lag im Jahr 2021 bei 53 % und einem Wert von 1,25 Billionen Euro, ins-
besondere der Anteil vieler wichtiger Schlüsselprodukte – zum Beispiel 
Maschinen, hoch spezialisierte Instrumente und Halbleiter – lag auf 
einem hohen oder sehr hohen Niveau. Aber auch bei Lebensmitteln 
wie Fleisch und Getreide oder auch Rohstoffen wie Eisenerz und Gold 
liegt der Importanteil Chinas aus dem Westen auf einem sehr hohen 
Niveau (Iglesias und Matthes 2023). 
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Daraus ergibt sich ein Klärungs- und Handlungsbedarf für deutsche und 
europäische Unternehmen zu unter anderem folgenden Fragen:
�� Was ist das „europäische Angebot“ in einem hochkompetitiven, teilweise  

aggressiven und von wechselseitigen Abhängigkeiten geprägten Welthandel?
�� Wie können die wirtschaftlichen Beziehungen zu anderen Regionen 

der Welt, die mithilfe staatlicher Unterstützung bereits ausgebaut 
werden, noch weiter vorangetrieben werden? Mit welchen Ländern 
und Akteur:innen sollten Deutschland und Europa wirtschaftlich 
noch enger zusammenarbeiten und handeln? 

�� Von welchen Ländern, Akteur:innen und Materialien (Rohstoffe, elek-
tronische Bauteile und Vorprodukte) sollten Abhängigkeiten reduziert 
werden und wie? 

�� Welche Rolle können alternative betriebswirtschaftliche Modelle und 
marktgetriebene Lösungen bei der Abfederung von unternehmeri-
schen Risiken spielen, die sich durch die aktuellen geopolitischen 
Rahmenbedingungen ergeben? 

�� Wer kommt bis zu welchem Anteil für Einkommensausfälle von Un-
ternehmen auf, wenn gegen ein Land, mit dem Handel betrieben wird, 
Sanktionen verhängt werden?

Für viele dieser Fragen gibt es bereits Lösungen, jedoch sind diese mit-
unter kostspielig und gesellschaftlich nicht hinreichend akzeptiert. 

Dabei ist der Begriff der „wirtschaftlichen Souveränität“, die auf 
Handlungs- und Gestaltungsfreiheit abzielt und in diesem Impulspaper 
in den drei wirtschaftspolitischen Bereichen Energie, Finanzmarkt und 
Digitalwirtschaft skizziert werden soll, klar von den in einer globalisier-
ten und vernetzten Weltwirtschaft utopischen Konzepten der Autarkie 
oder Autonomie zu unterscheiden. Ein souveränes und eigenbestimmtes 
wirtschaftliches Agieren Europas bedeutet, neue und bestehende Part-
nerschaften strategisch im europäischen Interesse zu nutzen und aus-
zubauen. Dazu braucht es eine stärkere und frühzeitigere Berücksichti-
gung der sicherheitspolitischen Perspektive als bisher.

Resilienz hingegen verstehen wir in diesem Kontext als eine der Sou-
veränität verwandte Idee, wobei sich diese beiden Konzepte gegenseitig 
bedingen und die Resilienz die Standhaftigkeit, Wehrhaftigkeit und Stär-
ke der Wirtschaft beschreibt.

2. Zielkonflikte
Politik und Wirtschaft sind gleichermaßen an Sicherheit und einem be
rechenbaren geopolitischen und geoökonomischen Umfeld interessiert. 
In der Art der Zielerreichung und der Priorisierung einzelner Maßnah-
men mögen sich die sektorspezifischen Herangehensweisen unterschei-
den, doch gilt wirtschaftliche Souveränität und Sicherheit mittlerweile für 
die meisten Akteur:innen in Politik und Wirtschaft als erstrebenswert.

Wir sind überzeugt, dass wirtschaftliche Souveränität und Sicherheit 
nur durch einen engen Schulterschluss zwischen Politik und Unter-6



nehmen erreicht werden kann. Was häufig fehlt, ist ein gemeinsames 
Verständnis davon, welche Werte und Interessen von Politik, Wirtschaft 
und Gesellschaft gemeinsam glaubwürdig verteidigt werden sollen und 
welche Risiken vorausschauend sowie strategisch minimiert werden 
müssen. Das ist eine gemeinsame Aufgabe aller Akteur:innen gleicher-
maßen. Um Ziele und Maßnahmen abzustimmen, Silodenken abzu-
bauen und Verständnis für die jeweils andere Perspektive herzustellen, 
fehlt es immer noch an einem konstruktiven Austausch zwischen den 
Akteur:innen. Im Hinblick auf die – absehbar nicht weniger komplex 
werdenden – geopolitischen Entwicklungen der nächsten Jahre ist daher 
vor allem eine engere Zusammenarbeit und Verzahnung der wichtigsten 
Akteur:innen in Politik und Wirtschaft erstrebenswert. Hierfür müssen 
Formate gefunden werden, in denen vertrauensvoll an gemeinsamen He-
rangehensweisen gearbeitet werden kann. 

Um das gemeinsame Ziel zu erreichen, Abhängigkeiten von Dritt-
staaten dort zu reduzieren, wo sie die wirtschaftliche und politische 
Handlungsfähigkeit Deutschlands und Europas einschränken, ist eine 
strategische Positionierung Deutschlands und der EU zur Verteidigung 
von liberalen, demokratischen Werten und Prinzipien, wirtschaftlicher 
Sicherheit und politischer Handlungsfähigkeit notwendig. Dies trägt 
dazu bei, dass auch weiterhin ein resilienter, nachhaltiger und prosperie-
render Wirtschafts- und Industriestandort in einer starken Demokratie 
bewahrt werden kann.  

Auf globaler Ebene besteht die größte Herausforderung darin, eine 
gute Balance zwischen internationalem Wettbewerb, globalen Mindest-
standards (Umwelt, Menschenrechte, Produktqualität etc.) und nationa-
len Interessen herzustellen. Auf dem Weg multilateraler Kooperation 
muss es auch in veränderten geopolitischen Lagen möglich sein, ge-
meinsame Regeln und Visionen abzustimmen. Nur so kann sicherge-
stellt werden, dass geteilte Ziele erreicht werden, während gleichzeitig die 
negativen gesellschaftlichen Auswirkungen politischer und wirtschaft
licher Entscheidungen erfolgreich abgefangen werden und sich einzelne 
Partner nicht benachteiligt fühlen oder dies gar sind. 

Zwischen politischen und wirtschaftlichen Entscheidungen beste-
hen oft Wechselwirkungen: Die Gesetzgebungskompetenz ermöglicht 
es, unternehmerisches Handeln zu begrenzen (z. B. durch Sanktionen 
und Zölle) oder zu fördern (z. B. durch Subventionen und Außenhandels-
förderung). Gleichzeitig haben insbesondere Handel und internationale 
Unternehmenskooperationen ihrerseits Rückwirkungen auf die interna-
tionale politische Lage. Dies gilt insbesondere für die Bereiche Energie, 
Finanzmarkt und Digitalwirtschaft, wo oft wenige Unternehmen großen 
Einfluss auf den Markt und somit auch auf die geopolitische Realität 
haben. Dies zeigt beispielsweise die LobbyControl-Studie „Pipelines in 
die Politik“ (Deckwirth und Katzemich 2023), die den Einfluss der Gas-
konzerne auf die deutsche Energiepolitik und deren Abhängigkeit von 
russischem Gas untersucht hat. 
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Infolgedessen besteht das Risiko, dass durch eine einseitige wirtschaft-
liche Abhängigkeit, insbesondere in den kritischen Infrastrukturen, 
politische Abhängigkeiten mit erheblichem Druckpotenzial entstehen 
können. Beispiele hierfür sind etwa die Huawei-Debatte (tagesschau.de  
2023), die Abhängigkeit von chinesischen Rohstoffen (seltene Erden) 
(Sturmberg 2022) und russischen fossilen Energieträgern (Hörz 2022) 
oder Euro-Clearing, die jeweils sowohl ökonomische als auch hohe poli-
tische Relevanz besitzen. So haben Komponenten von Huawei und ZTE 
in europäischen Telekommunikationssystemen große wirtschaftliche 
Relevanz – sowohl für den chinesischen Export als auch für die europäi-
sche Nachfrageseite –, bergen jedoch auch handfeste Risiken für unsere 
digitale, wirtschaftliche und politische Sicherheit, da der Verdacht na-
heliegt, dass die staatsnahen Konzerne zur Weitergabe von Daten an die 
chinesischen Sicherheitsbehörden verpflichtet sind. Aus diesem Grund 
sind viele Länder in Europa, aber auch Australien, Neuseeland und die 
USA, bereits tätig geworden und haben den Ausschluss von Huawei- 
und ZTE-Komponenten angeordnet. Ähnlich verhält es sich mit Roh-
stoffen und Energie, die als unverzichtbare Güter für unsere Wirtschaft 
auch zur Durchsetzung politischer Interessen genutzt werden können. 

Der erste Schritt zur Reduzierung dieser Abhängigkeiten ist es, durch 
eine kritische Reflexion einen Überblick über problematische Interde-
pendenzen zu erlangen, um im Anschluss Maßnahmen zur Diversifi-
zierung der wirtschaftlichen Beziehungen oder zur Risikoreduzierung 
sowie zum Schutz kritischer Infrastruktur zu ergreifen. Konkret ist 
hier ein Zusammenspiel aus Politik und Wirtschaft notwendig, in dem 
kritische Abhängigkeiten offengelegt werden, um anschließend die ent-
sprechenden Handelsbeziehungen in einem gemeinsamen Kraftakt zu 
diversifizieren bzw. den (Produktions-)Standort Europa zu stärken.

Die derzeitige Gemengelage zeigt erneut die Bedeutung stabiler 
multilateraler Institutionen, Foren und Ordnungssysteme weltweit: Die-
se werden benötigt, um internationale Absprachen möglichst belastbar 
treffen zu können und Ressourcen gleichmäßiger zu verteilen. Die Ord-
nungssysteme sind jedoch wiederum massivem Druck ausgesetzt oder 
werden ausgehöhlt, und ihre Handlungsfähigkeit ist in entscheidenden 
Fragen nicht immer voll gegeben. 

Vorhaben und Maßnahmen mit geopolitischer Wirkungsdimension 
bedürfen oft langwieriger und multilateraler Planung und Abstimmung, 
bevor sie in die Umsetzung gehen können, die ebenfalls oft zeitintensiv 
ist. Hier entstehen kurzfristige Kosten, die dann über lange Zeiträume 
refinanziert werden. Umso wichtiger sind geopolitische Umsicht, die 
Analyse potenzieller Risiken und vorausschauendes Denken.

Die geopolitische Perspektive sollte also von einem punktuellen Kri-
senbewältigungsinstrument zu einer festen Größe in der strategischen 
Planung – nicht nur von Politik, sondern auch von Unternehmen – wer-
den. Die derzeitige weltpolitische Lage ist auch ein Momentum, ein 
grundsätzliches Verständnis zu befördern, dass internationale Zusam-8



menhänge – wie in vielen anderen Politikfeldern – auch für (hiesige) 
Märkte und Unternehmensaktivitäten eine zentrale Rolle spielen. Viele 
global tätige Unternehmen haben das bereits erkannt. Strategische Unter
nehmensentscheidungen werden aber dennoch häufig auf der Grundla-
ge von kurz- und mittelfristigen Gewinninteressen getroffen, anstatt ge-
samtgesellschaftliche Werte und  geoökonomische Risiken in den Blick 
zu nehmen. Um das zu ändern, braucht es ein neues „Teamwork“ aus 
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft sowie einen festen Rahmen, in dem 
ehrlich und mit Offenheit für die Perspektive der jeweils anderen über 
die Risiken, Herausforderungen und dazugehörigen Lösungen gespro-
chen werden kann. 

3. Zentrale Politikfelder für die Stärkung der wirtschaftlichen 
     Souveränität Deutschlands und Europas
Für das Ziel der wirtschaftlichen Souveränität und Resilienz sind die  
Politikfelder Finanzen, Energie und Digitalwirtschaft zentral. Diese wol-
len wir im Folgenden näher beleuchten. 

3.1. Energiepolitik
Angesichts der aktuellen Klima- und Energiekrise sowie der Volatilität 
geopolitischer Entwicklungen durch Konflikte und ausbrechende Kriege 
steht die Energiepolitik in einem besonderen Fokus. Bei bestimmten 
Energieträgern, Rohstoffen und Produkten bestehen Abhängigkeiten von 
autokratischen Staaten. Unabhängig von den (teilweise vermeidbaren) 
Ursachen stellt sich die Frage des pragmatischen Umgangs damit. Dabei 
sind vor allem China und seine Technologien und Rohstoffe (Landmesser 
2023, Ehrhardt 2023), als auch Russland und die bisherige langjährige 
Abhängigkeit der deutschen Energieversorgung von seinen fossilen Ener-
gieträgern, zu nennen (Thielges 2023). Gerade im letzten Fall hat sich 
in den letzten Monaten jedoch deutlich gezeigt, dass die Politik Hand-
lungsfähigkeit besitzt, wenn es darum geht, diese Abhängigkeiten unter 
Zeitdruck zu reduzieren. Dennoch bestehen auch weiterhin strukturel-
le Interdependenzen und Abhängigkeiten im Energiesektor. Dies unter-
streicht die Dringlichkeit des Ausbaus der erneuerbaren Energien zur 
Erreichung der Energieunabhängigkeit. 

Maßnahmen zur energiepolitischen Stärkung für ein souveränes 
Deutschland und Europa sollten sich folglich besonders auf diese Punkte 
konzentrieren:
�� Verringerung der Abhängigkeiten von Energieträgern besonders aus 

autokratischen Staaten
�� Umstellung auf Energien von „beständigeren“ Partnern
�� Verringerung der Nutzung von Technologien aus autokratischen Staa-

ten und idealerweise Umstellung auf heimische Technologieprodu-
zenten, die gegebenenfalls teurer sind
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�� Förderung von Innovationsprogrammen zur Stärkung und weiteren 
Erforschung energiepolitischer Erneuerungen 

So eröffnen erneuerbare Energien mehr Unabhängigkeit und fördern die 
Resilienz, da sie dezentrale Energieerzeugung ermöglichen. Sie benöti-
gen folglich ein weiteres „Ramp-up“ und müssen mit mehr Geschwin-
digkeit ausgebaut werden, um die Klimaziele so zu erreichen. 

Um jedoch ein mögliches Konfliktpotenzial zu umgehen, sollten bei 
der Nutzung von neuen Energiequellen von vornherein neue Abhängig-
keiten vermieden werden, zum Beispiel von bestimmten Zulieferer:innen 
und Rohstoffen, etwa im Bereich Solarenergie, in dem China Marktfüh-
rer ist. Die aktuelle Diskussion um die Errichtung von LNG-Terminals 
in Deutschland ist dafür ein gutes Beispiel (dpa 2022). Auch die aktuelle 
Energie(sicherheits)krise darf dabei nicht zu einer Gefährdung der Klima-
ziele und somit zu einer weitaus umfassenderen Krise führen. Weiterhin  
sollte die Erzeugung oder Beförderung von weiteren Ungleichheiten 
oder Menschenrechtsverletzungen (Stichwort „Lieferketten“) vermie-
den werden.

Europa ist als zentraler Akteur der Energiepolitik gut darin beraten, 
seine (teilweise immer noch zugeschriebene) Vorreiterrolle als Ansporn 
zur Entwicklung weiterer Innovationen für eine klimaneutrale, bezahl-
bare und resiliente Energieversorgung zu begreifen.

3.2. Digitalwirtschaftspolitik
Im Hinblick auf die Digitalwirtschaft ist die Stärkung der Souveränität 
in Deutschland und Europa besonders relevant. Die Technologie- und Di-
gitalwirtschaft sind Zukunftsbranchen, in denen Innovationen geschaf-
fen werden und der Wohlstand von morgen entsteht.  Nach dem Motto 

„Every company will be a software company“ müssen Politik und Unter-
nehmen zusammenarbeiten, um die Wettbewerbsfähigkeit der europä-
ischen Digitalwirtschaft zu stärken und somit Abhängigkeiten von US-
amerikanischen und asiatischen Unternehmen zu reduzieren. Durch die 
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen in dieser Branche 
wird automatisch auch die Souveränität gestärkt, weil sowohl staatliche 
als auch private Akteur:innen Wahlmöglichkeiten haben, wenn es um 
digitale Lösungen geht. 

Neben der Förderung des Wohlstands hat die Förderung digitaler 
Souveränität eine sicherheitspolitische Dimension, die insbesondere die 
kritische Infrastruktur betrifft. Dementsprechend sollte ein Fokus auf 
die Förderung von Souveränität im Bereich digitaler Infrastruktur gelegt 
werden, aber auch im Hinblick auf digitale Dienstleistungen, Plattformen  
und Software. Deutschland und Europa können hier einen Weg beschrei
ten, der den Standort stärkt und sich durch eine kluge, wirtschaftsfreund
liche, aber dennoch nutzer:innenzentrierte Gesetzgebung von den digital- 
politischen Modellen der USA, aber auch von entsprechenden Regelun-
gen in asiatischen Ländern, wie zum Beispiel in China, unterscheidet. 10



Maßnahmen zur Stärkung der technologischen und digitalen Souveräni-
tät können dementsprechend regulativ, förderpolitisch und auch operativ 
ausfallen: 
�� Europäische Regulierung nutzen, um einen wirtschaftsfreundlichen, 

nutzer:innenzentrierten rechtlichen Rahmen zu setzen (die regulative 
Stärke der EU nutzen)

�� Stärkung von Bildung und Forschung im Bereich „Technologie und 
Digitales“, angefangen in der Schule über eine Forschungsförderung 
bis hin zur Fachkräftegewinnung durch Umschulung

�� Gezielte und risikoaffine Innovationsförderung, zum Beispiel durch 
neuartige Ansätze wie die Agentur für Sprunginnovationen (SPRIND), 
und missionsorientierte Innovationsförderung, zum Beispiel im Be-
reich „Green Tech“

�� Technologieförderung in relevanten Bereichen sowie das Vorantrei-
ben von digitalpolitischen Ökosystemen, wie zum Beispiel des Open-
Source-Ökosystems

�� Gezielte Förderung von Tech- und Digitalunternehmen auf europäi-
scher Ebene („European Hyperscaler“)

�� Positionierung des Staates als „Ankerkunden“, der gezielt europäische 
digitale Lösungen einkauft, um den Unternehmen Sicherheit zu bie-
ten und ihre Wettbewerbsfähigkeit zu stärken

Konf liktpotenzial besteht insbesondere bei der Abwägung zwischen 
schnell verfügbaren und günstigen Lösungen aus dem EU-Ausland (sie-
he Huawei-Debatte im Bereich Telekommunikation) und der langfris-
tigen Stärkung europäischer Lösungen. Hier ist von den Regierungen 
strategische Weitsicht gefragt, die europäische Lösungen fördert und auf 
sie setzt, um die Skalierung europäischer Produkte und Unternehmen 
überhaupt erst zu ermöglichen. Gleiches gilt aber auch für Unterneh-
men, die digitale Lösungen nutzen. Auch hier gilt das Prinzip der Cor-
porate Political Responsibility, zum Beispiel zu demonstrieren durch den 
Verzicht auf günstige asiatische Komponenten und den Einkauf euro
päischer Produkte. Eine weitere Herausforderung besteht darin, dass 
digitale Lösungen meist auf technologische Hardware angewiesen sind. 
Digitale Souveränität ist nur möglich, wenn technologische Souveränität 
gegeben ist. Es gilt also, diese beiden Branchen zusammenzudenken und 
weiter in Schlüsseltechnologien, wie Halbleiter, aber auch in Cloudkapa-
zitäten und Ähnliches zu investieren. 

3.3. Finanzpolitik
Im Finanzsektor ist die Reduzierung systemrelevanter Abhängigkeiten 
von ebenso großer Dringlichkeit. Der 2020 veröffentlichte Aktionsplan 
für die Kapitalmarktunion („Capital Markets Union Action Plan“) sowie 
die Agenda zur Förderung der Autonomie und Wettbewerbsfähigkeit des 
EU-Binnenmarktes („The Single Market Programme“) widmen sich der 
Etablierung der vollständigen Kapitalmarktunion, der Integration nati-
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onaler Kapitalmärkte in einen funktionierenden Binnenmarkt (Euro
päischer Rat 2021) sowie der Reduzierung von Abhängigkeiten.

Zur Wahrung der EU-Finanzstabilität bedarf es der Förderung eines 
balancierten EU-Ökosystems und der Reduzierung von Abhängigkeiten 
von Drittstaaten in systemrelevanten Marktsegmenten, um das Wachs-
tum der EU kontinuierlich halten und ausbauen zu können. 

Am Beispiel des Clearings von Euro-Zinsderivaten, die essenziell für 
die Stabilität des Euroraums und die ordentliche Geldpolitik der Euro-
päischen Zentralbank (EZB) sind, lässt sich dies gut veranschaulichen.  

Exkurs: Euro-Clearing
Um sicherzustellen, dass Finanzgeschäfte am Ende ihrer Laufzeit 
verrechnet und abgewickelt werden, bedienen sich Marktteilneh-
mende des sogenannten Clearings. Als Folge der Finanzkrise ha-
ben die G20 im Jahr 2009 beschlossen, dass bestimmte außerbörs-
lich gehandelte Finanzgeschäfte zentral gecleart werden müssen. 
Euro-Clearing meint daher die Abwicklung von Finanzgeschäften 
in Euro und bezeichnet insbesondere das Clearing von in Euro 
denominierten, außerbörslich gehandelten Zinsderivaten. 

Historisch bedingt konzentrierte sich die Abwicklung außer-
börslicher Zinsderivate von Beginn an in beinahe allen relevanten 
Währungen in London (Bank for International Settlements 2018). 
Da der Marktanteil an in Euro denominierten Zinsderivaten bereits 
vor dem Brexit über 95 % betrug, meldete die EZB schon lange vor 
2016 Bedenken hinsichtlich der starken Standortkonzentration an 
(European Central Bank 2011). Die mangelnde Kontrolle im Krisen-
fall gewann durch den Brexit besonders an Aufmerksamkeit, da die 
Abwicklung aller systemrelevanten Produkte fortan in einem Dritt-
staat außerhalb des Zugriffs von EU-Aufseher:innen und der EU-Fi-
nanzmarktregulierung erfolgte. Um eine Kontinuität zu sichern und  
Marktdisruptionen zu vermeiden, schuf die EU Übergangsregeln. 

Trotz ihrer Appelle, relevante Risikopositionen in die EU zu be-
wegen, verlagerten sich laut EU-Kommission nur 20 % des Mark-
tes zwischen 2018 und 2022 in die EU, 80 % verblieben in London. 
Aus diesem Grund setzt die EU derzeit ein Gesetzespaket um, um 
die Wahrung der Euro-Stabilität und des EU-Finanzsystems so-
wie insgesamt die Souveränität der EU langfristig sicherzustellen. 
Dieses Gesetzespaket beinhaltet die strukturelle Förderung des 
EU-Ökosystems sowie Regelungen, um die EU im globalen Wett-
bewerb als Finanzstandort attraktiver zu machen (European Com-
mission 2022). Neben einem erfolgreichen Abschluss des Gesetz-
gebungsprozesses bedarf es nun der Konstruktivität der Industrie, 
um die vorgeschlagenen neuen Anforderungen mit Leben zu fül-
len und das politische Ziel der EU-Kommission zu unterstützen.12



Insbesondere die von der EU angestrebte strukturelle Förderung von 
EU-Finanzmarktinfrastrukturen und Marktteilnehmenden ist daher zu 
begrüßen. Als Konsequenz dieser aktuellen finanzpolitischen Initiative 
würden Deutschland und die EU zudem ihre Finanzstabilität sicherstel-
len und der Einsatz von deutschen und EU-Steuergeldern zur Stabilisie-
rung des Finanzsystems im Falle eines Krisenszenarios, wie beispiels-
weise in der Finanzkrise von 2008/09, könnte vermieden werden. 

Auch auf nationaler Ebene kann Deutschland als Finanzzentrum 
im internationalen Wettbewerb weiter gefördert werden. Deutschland 
hat bereits ein Finanzökosystem, was marktgetriebene Alternativen für 
das Euro-Clearing bietet, um die politisch angestrebte Transformation 
der Industrie zu erleichtern. Weitere EU-Finanzzentren verfügen über 
standortspezifische Ökosysteme, die strukturell wachsen und sich er-
gänzen können, sodass sie einen attraktiven, global wettbewerbsfähigen 
und souveränen EU-Finanzmarkt gestalten, der einen strukturell stär-
keren Fußabdruck auf dem internationalen Finanzmarkt hinterlassen 
kann.

Die Maßnahmen zur Stärkung der finanzpolitischen Souveränität 
Deutschlands und Europas sowie der übergeordneten EU-Finanzstabili-
tät konzentrieren sich daher im Wesentlichen auf die folgenden Aspekte:
�� Konsequente Weiterverfolgung der strukturellen Förderung von EU-

Finanzmarktinfrastrukturen und Marktteilnehmenden
�� Der Industrie Anstöße geben, die entsprechenden Gesetzespakete offen 

anzunehmen, und ihr Anreize zur Umsetzung bieten
�� Förderung der Zusammenarbeit zwischen EU-Finanzstandorten, be-

sonders in Konkurrenz zum britischen Standort

Konfliktpotenziale bestehen mit Blick auf den konkreten Gesetzesvor-
schlag zur Stärkung des europäischen Finanzsystems darin, dass die 
Stabilitätsinteressen von Regulator:innen und Aufseher:innen für das 
Gesamtsystem mit den lang etablierten Geschäftsstrategien und der 
Wettbewerbsperspektive einzelner Unternehmen in Einklang gebracht 
werden müssen. Wo Regulierungen für Unternehmen Anreize setzen 
oder neue Vorschriften schaffen, die darauf abzielen, das Finanzsystem 
resilienter zu machen, haben sie auf individueller Unternehmensebe-
ne auch zur Folge, dass Firmen gegebenenfalls ihre Geschäftsstrategi-
en und -beziehungen anpassen und daher Kosten und Nutzen dieser 
Anpassungen abwägen müssen. Für manche Unternehmen mögen die 
Kosten (sowohl finanzieller, aber auch anderer Natur) überwiegen und 
für andere der Nutzen. 

Insgesamt zeigt das genannte Beispiel erneut die Herausforderung, 
Abhängigkeiten von Drittstaaten in bestimmten Marktsegmenten abzu-
bauen und auch die Beziehungen zwischen Deutschland, der EU und 
besagten Drittstaaten durch einen stabilen gegenseitigen Marktzugang 
zu verbessern. Hierdurch ergeben sich positive Auswirkungen auf den 
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Finanzsektor, der dann unabhängiger und agiler vorgehen kann. Die ge-
wonnene wirtschaftliche Souveränität würde auch die politische Souverä-
nität fördern und Deutschland sowie die EU als ernst zu nehmende und 
wettbewerbsfähige Player auf der internationalen Bühne auftreten lassen.

4. Handlungsempfehlungen
Im Folgenden führen wir einzelne Maßnahmen zur Umsetzung durch 
Wirtschaft und Politik auf, die zu einer erhöhten Souveränität für Ein-
zelunternehmen und den gesamten volkswirtschaftlichen Raum führen 
können.

Corporate Political Responsibility: Um die wirtschaftliche Souveränität 
Deutschlands und Europas zu stärken, benötigt es unter anderem Cor-
porate Political Responsibility im Umgang mit geopolitischen Risiken. 
Grundlage einer geopolitischen Zeitenwende in der deutschen Wirtschaft 
muss die klare Entwicklung und Definition der Interessen Deutschlands 
und Europas im Hinblick auf Wirtschaft, Politik und Gesellschaft unter 
Einbeziehung unternehmerischer Positionen sein. Dabei spielt insbeson-
dere auch die Fähigkeit, geopolitische Risiken verlässlich abzuschätzen, 
eine wichtige Rolle. Darauf basierend lassen sich anschließend mittel- 
und langfristige Strategien für die Entwicklung geopolitischer Resilienz 
entwickeln, die zur Ausrichtung unternehmerischer Entscheidungen 
dienen. Wenn Maßnahmen für mehr geopolitische Resilienz nicht nur 
vonseiten der Politik, sondern auch in Unternehmen entwickelt werden, 
erhöht dies die Planungssicherheit für unternehmerische Akteur:innen, 
was wiederum Wachstum und Stabilität fördern kann. Notwendig ist eine 
übergreifende Strategie, die die politische Verantwortung eines Unterneh-
mens in den Fokus stellt und das eigene wirtschaftliche Agieren unter 
politischen Gesichtspunkten begreift. Unternehmen, die dieser Strate-
gie folgen, konzentrieren sich nicht mehr rein auf ihre wirtschaftlichen 
Interessen und ihr Streben nach Profit, sondern sind sich gleichzeitig 
bewusst, dass sie in einer politischen Verantwortlichkeit gegenüber der 
gesellschaftlichen Öffentlichkeit und ihren Unternehmenszielen stehen. 
Dabei werden sie idealerweise durch klar vorgegebene wirtschaftspoliti-
sche Ziele und Regulierungen sowie durch gezielte Förderungen und 
Subventionen unterstützt. 

Institutionalisierung von geopolitischen Analysen und Foresight in Unter
nehmen / Geopolitical Risk Assessment: In Unternehmen empfiehlt sich 
die Etablierung regelmäßig durchgeführter geopolitischer Risikoana
lysen, um auf ihrer Basis vorausschauender planen und in Verbindung 
mit politischer Sensibilität handeln zu können, was existenziell wichtig 
sein kann. Insbesondere in großen und/oder systemrelevanten Unter-
nehmen empfiehlt sich der Aufbau von Analysetools, die geopolitische 
Risikoszenarien durchspielen und Handlungsempfehlungen vorbereiten 
können. Der Aufbau eines Geopolitical Intelligence Hubs als Schnitt-14



stelle zwischen Strategy, Risk Management und Public Affairs könnte 
zum Beispiel ein wichtiges Instrument für ein Unternehmen sein, um 
geopolitische Risiken effektiver einschätzen und darauf reagieren zu 
können. Zur Integration und kontinuierlichen Anwendung dieser Tools 
sollten Schulungen für Mitarbeiter:innen auf Managementebenen ange-
boten werden, damit diese ihre Entscheidungen und Geschäftsstrategien 
bestmöglich an geopolitischen Wahrscheinlichkeiten ausrichten können. 
Hier kommen verschiedene Methoden zur Anwendung, um geopolitische 
Risiken zu bewerten, etwa Datenanalyse, Modellierung und Szenariopla-
nung. Es werden auch historische Ereignisse und Trends untersucht, um 
Muster und Indikatoren für zukünftige Risiken zu identifizieren.

Institutionalisierter geopolitischer Dialog der deutschen Wirtschaft: Es 
herrscht per se kein Mangel an Austausch zwischen Politik und Wirt-
schaft in geopolitischen Fragen. Doch passiert dieser häufig informell, 
anlassbezogen und auf Arbeitsebene, während etablierte formelle Pro-
zesse oft nicht die erforderliche Detailtiefe, die Teilnahme relevanter 
Akteur:innen oder die notwendige Kompromissbereitschaft sicherstellen. 
So wichtig dieser Dialog ist, so notwendig ist eine übergeordnete Instanz 
für den Austausch zu diesen Fragestellungen. Hierfür gibt es verschiede-
ne Optionen, die idealerweise parallel zueinander etabliert werden. 

Zunächst könnte ein regelmäßiger „Geopolitischer Dialog der deut-
schen Wirtschaft“ eine Möglichkeit sein, den Austausch zwischen 
Unternehmensentscheider:innen und Politiker:innen zu verbessern, ihre 
Perspektiven zu erweitern und gemeinsame Lösungen für geopolitische 
Herausforderungen zu finden. In diesem Rahmen sollten nationale Sicher-
heitsinteressen ebenso wie Anliegen einer prosperierenden, resilienten 
deutschen und europäischen Wirtschaft sowie eines wettbewerbsfähigen 
und innovativen Industriestandorts im Fokus stehen. Auch ein nationa-
ler Sicherheitsrat, der als strategisches geopolitisches Gremium fungiert, 
wäre hier eine Möglichkeit, dem gerecht zu werden. 

Um in der neuen geopolitischen Realität gemeinsame Interessen und 
Handlungsempfehlungen für Deutschlands wirtschaftliche Sicherheit, 
Resilienz und Prosperität zu erarbeiten, wäre zudem ein „Sachverständi-
genrat der Bundesregierung für geopolitische Resilienz“ denkbar, der sich 
aus unabhängigen Expert:innen für Geopolitik, Finanz- und Außenwirt-
schaft, (Cyber-)Sicherheit, Digital-, Klima- und Energiepolitik sowie aus 
Unternehmensvertreter:innen und Expert:innen der Sicherheitsbehörden 
zusammensetzt und die Bundesregierung berät. Regelmäßige Berichte 
des Sachverständigenrats, die auch in Bundestag und Bundesrat debattiert 
werden könnten, helfen bei der professionellen Einschätzung aktueller 
Risiken und wahrscheinlicher geopolitischer Szenarien und erarbeiten 
wertvolle Handlungsempfehlungen für die Bundesregierung. So gäbe es 
einen festen und sichtbaren Ort der geopolitischen Debatte in Deutsch-
land, aus der auch Unternehmen hilfreiche Erkenntnisse ziehen können, 
um besser durch das neue geopolitische Umfeld zu navigieren.
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Abbau von Hürden für Personalwechsel zwischen Politik und Wirtschaft: 
Ein persönliches Netzwerk und Know-how sind entscheidend für das 
Bestehen im internationalen Wettbewerb – in Krisenzeiten mehr denn je. 
Daher ist ein Wechsel von Personen mit geopolitischer Kompetenz, die 
Entscheidungen treffen, in der Wirtschaft möglichst einfach zu gestalten 
(Stichwort „Karenzzeiten“). Auch auf der anderen Seite sollte mehr per-
sonelle Durchlässigkeit ermöglicht werden: Wenn mehr Personal im öf-
fentlichen Dienst bereits Erfahrung mit Unternehmen(sführung) besitzt, 
ist somit mehr ökonomische Expertise vorhanden, die im Rahmen der 
politischen Entscheidungsfindung genutzt werden kann. Übergreifend 
gilt es, der „Versäulung“ der beiden Bereiche entgegenzuwirken.  

Stresstests: In der Banken- und Staatsschuldenkrise gelangten sie zu grö-
ßerer Bekanntheit, doch Stresstests sind auch in anderen Bereichen ein 
probates Mittel, um Resilienz in „sicheren Zeiten“ zu überprüfen und an-
schließend Maßnahmen zur dauerhaften Krisenfestigkeit abzuleiten. Die 
dabei entstehenden Ergebnisse können anschließend zudem als Diskus-
sionsgrundlage für die oben genannten möglichen Dialogformate dienen.

Resilienz kritischer Infrastruktur erhöhen: Neben Stresstests braucht es 
auch mehr Schutz und strukturelle Förderung für kritische Infrastruk-
tur durch den Gesetzgeber und die zuständigen Behörden, zum Beispiel 
durch eine sorgfältige Prüfung ausländischer Direktinvestitionen im 
eigenen Land wie auch von Investitionen in ausländischen Staaten in  
sensiblen Bereichen (das sog. Outbound Investment Screening). Das betrifft  
insbesondere die Bereiche Verkehrs- und Transportinfrastruktur, Finanz
marktinfrastrukturen, Logistik, Energie und IT/Telekommunikation. 

Hebelung von privatem Kapital: Um europäisches Kapital in den hiesigen 
Sektoren zu halten, sollten staatliche Akteur:innen und der Kapitalmarkt 
verstärkt versuchen, privates Kapital in den oben genannten Bereichen 
und darüber hinaus zu hebeln und somit europäisches Mitspracherecht 
zu verbriefen. Ein naheliegendes Beispiel wäre hier etwa die Investition 
in die Chipproduktion.

5. Fazit
Sowohl für wirtschaftliche als auch für politische Akteur:innen existie-
ren ein breiter Gestaltungsspielraum und eine große Palette an mögli-
chen Strategien zum Abbau von geopolitischen Abhängigkeiten sowie 
zur strategischen Positionierung des Wirtschaftsstandorts Deutschland 
in Europa und weltweit. Die geopolitische Perspektive sollte hierbei nicht 
nur als punktuelles Krisenbewältigungsinstrument fungieren, sondern 
zu einer festen Größe in der strategischen Planung von Politik und Wirt-
schaft werden. Entsprechend ist der offene Austausch zwischen Politik 
und Wirtschaft zu fördern, damit eine reflektierte Abwägung von Zielen 
und Strategien erfolgen kann.16



Wirtschaftliche Souveränität sollte dabei in den drei zentralen Politikfel-
dern Energie, Digitalwirtschaft/Digitalisierung und Finanzen gefördert 
werden. Dabei besteht die Dringlichkeit, einseitige Abhängigkeiten zu re-
duzieren und möglichst keine neuen zu schaffen. Es sollen Maßnahmen 
und Strategien im Mittelpunkt stehen, die zur verstärkten geopolitischen 
Resilienz Deutschlands und der EU beitragen. 

Unternehmen nehmen hierbei eine zentrale Rolle ein und müssen 
im Rahmen konkreter Unternehmensstrategien „politischer“ auf geopo-
litische Konflikte reagieren. Dem liegt die Annahme zugrunde, dass in 
der Vergangenheit die Wirtschaft die Geopolitik angetrieben hat („Wan-
del durch Handel“). Heute ist es zunehmend umgekehrt: Die Geopo-
litik setzt Rahmenbedingungen für die Wirtschaft. Corporate Political 
Responsibility ist gefragt: Unter Einbeziehung sozialer Verantwortung 
und möglicher politischer Auswirkungen sollten Unternehmen markt-
getriebene Lösungen entwickeln. Wenn dies nicht ausreicht, ist zudem 
unternehmerischer Input für die Politik gefragt. 

Das Abwägen geopolitischer Risiken ist stets unumgänglich. Davon 
ausgehend müssen mittel- und langfristige Strategien zur Entwicklung 
geopolitischer Resilienz entwickelt werden. Ein übergreifender Aus-
tausch zwischen Politik, Wirtschaft und weiteren Expert:innen – zum 
Beispiel in Form von neuen Dialogformaten – sowie mehr personelle 
Durchlässigkeit können zu einer verbesserten Reaktion auf geopolitische 
Konflikte und Risiken beitragen. So lassen sich bei Planungssicherheit 
und Standortförderung der Wirtschaft in Zeiten geopolitischer Risiken 
und Machtverschiebungen Wohlstand und Stabilität fördern. 
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Hintergrund: Voices of Economic Transformation 

Menschen mit Ideen aus der Praxis geben Anregungen für besseres Wirtschaften, 

um die großen aktuellen Herausforderungen zu meistern: Das ist der Gedanke hinter 

dem 2021 initiierten Netzwerk „Voices of Economic Transformation“ mit Führungs­

persönlichkeiten aus Unternehmen, Start-ups, Politik und Verbänden. Mit Unterstüt­

zung der Bertelsmann Stiftung kommt es jedes Jahr in einer neuen Zusammensetzung 

zusammen, um Ideen auszutauschen und Impulse für eine Wirtschaft, die im Sinne 

der Gesellschaft handelt, in die öffentliche Debatte und schlussendlich auch in die 

betriebliche und politische Praxis zu bringen.

Die Herausforderungen, vor denen die deutsche Wirtschaft aktuell steht, sind von 

Komplexität und Vielschichtigkeit geprägt und setzen sie unter massiven Druck. Die 

Gestaltung der Transformation hin zu einer Nachhaltigen Sozialen Marktwirtschaft ist 

dabei keine Einzelaufgabe, sondern sie ist als gemeinsame Anstrengung von Politik, 

Wirtschaft und Zivilgesellschaft zu verstehen. Vor diesem Hintergrund nehmen die 

„Voices“ die gesellschaftliche Verantwortung von Unternehmen und das Zusammen­

spiel von Wirtschaft, Gesellschaft und Politik in den Blick. Leitfragen im gemeinsamen 

Austausch und in der Erarbeitung von Impulsen sind dabei:

●	 Wie kann eine Transformation gelingen, die sich nicht nur allein um die Ausbalan­

cierung von Wachstum und Teilhabe bemüht, sondern nun auch um die Berück­

sichtigung von Nachhaltigkeit in globaler Verantwortung? 

●	 Wie können in Unternehmen mehr innovative Lösungen zur Bewältigung zentraler 

gesellschaftlicher Herausforderungen entstehen? 

●	 Wie können die unternehmerische und die gesellschaftliche Handlungsfähigkeit 

in Krisen gestärkt werden? 

●	 Wie können Unternehmen und Akteur:innen der Sozialen Marktwirtschaft das 

demokratische System stärken?

●	 Was sind konkrete Best Practices?

2023 haben 29 Führungspersönlichkeiten der „Voices of Economic Transformation“ 

14 Impulspapiere mit dem Ziel erstellt, eine fundierte inhaltliche Auseinandersetzung 

mit wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Themen zu Nachhaltigkeit, Innovation, 

Digitalisierung, Unternehmenskultur und Geopolitik zu schaffen. Eine Übersicht der 

Themen sowie eine Download-Möglichkeit aller Impulspapiere sind auf folgender 

Webseite zu finden: https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/unsere-projekte/

betriebliche-innovationspotenziale/projektnachrichten/voices-of-economic-trans​

formation 

In einer ersten Runde des „Voices“-Netzwerks wurde 2022 das Buch „Update Wirt­

schaft für Gesellschaft“ veröffentlicht, das 29 Impulse für ein neues Wirtschaften 

zusammengetragen hat. 
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